
Braunschweig. Wie unserem Leser
Olli Arcano könnte es in den kom-
menden Tagen vielen Pendlern ge-
hen. Jedenfalls wird ihre Geduld
mal wieder mächtig auf die Probe
gestellt, wenn die Lokführer strei-
ken. Bei dem Arbeitskampf, zu
dem die GDL aufgerufen hat, geht
es aber nicht nur um fünf Prozent
mehr Lohn für die Zugführer. In
diesem Punkt könnten sich die
Gewerkschaft und die Bahn wohl
schnell einig werden. Vielmehr ist
der Tarifstreit deswegen so festge-
fahren, da die GDL auch für das
übrige Zugpersonal einen Tarif-
vertrag aushandeln will.

Am Ende könnte es also zwei
verschiedene Tarifverträge für ein
und dieselbe Berufsgruppe geben.
Eben das will die Bahn verhin-
dern. Für die GDL ist der Tarif-
konflikt aber nicht risikolos. Er
rückt einmal mehr die Macht der
Spartengewerkschaften in das
Zentrum der Kritik. So will die
Bundesregierung nun ein Gesetz
zur Tarifeinheit auf den Weg brin-
gen. Das könnte kleine Arbeitneh-
mervertreter-Organisationen
empfindlich treffen. Experten se-
hen aber die Zeit gekommen, dass
der Gesetzgeber eingreift.

Ist die Bedeutung von kleinen Ge-

werkschaften gewachsen?

„Die Macht der Spartengewerk-
schaften hat zugenommen“, sagt
Professor Kai Litschen vom Insti-
tut für Personalmanagement und
Recht an der Ostfalia Hochschule.
Dies sei von den Vätern des
Grundgesetzes so nicht vorgese-
hen gewesen. Auch Dietrich von
der Oelsnitz, Wirtschaftsprofes-
sor an der TU Braunschweig,
warnt vor der aktuellen Entwick-
lung. Es gebe unter anderem im-
mer mehr Teilstreiks. „Ich sehe
das skeptisch“, sagt von der Oels-
nitz. „Durch Spartengewerk-
schaften wird für viele Unterneh-
men die Friedensperiode immer
kürzer, in denen sie ohne die Ge-
fahr von Streiks arbeiten können.
Auch gültige Tarifabschlüsse für
die ganze Belegschaft schützen
nicht mehr vor Teilstreiks.“

Was deutet für die Machtzunahme

von Spartengewerkschaften hin?

Mehrere Punkte. Zum einen ist die
Arbeitswelt in Deutschland immer
stärker spezialisiert, was auch zu
einer Ausdifferenzierung der Ge-
werkschaften geführt hat. So
reicht es heute aus, Schlüsselposi-
tionen zu bestreiken, um einen
ganzen Betrieb lahmzulegen.
„Früher war das so nicht mög-
lich“, erinnert Litschen an Zeiten,
in denen noch Hunderte Mitarbei-
ter in einer Werkshalle standen
und dieselbe Tätigkeit verrichte-
ten. „Da brauchte man viele Ar-
beitnehmer, um ein großes wirt-
schaftliche Drohpotenzial gegen-
über dem Arbeitgeber aufbauen
zu können.“

Zudem habe das Bundesar-
beitsgericht den Gestaltungs-
spielraum der Gewerkschaften
seit 2003 immer mehr erweitert.
Ein Höhepunkt war ein Urteil des
Bundesarbeitsgerichts von 2010,
das die Tarifeinheit kippte. Seit-
dem kann es in einem Unterneh-
men verschiedene Tarifverträge
für dieselbe Arbeit geben. Zuvor
war dies nicht der Fall.

Wo steht Deutschland im internatio-

nalen Vergleich, wenn es um die

Macht von (Sparten-)Gewerkschaf-

ten geht?

Man denke einmal an Großbritan-
nien in den 80er Jahren. Damals
war die britische Wirtschaft weit-
gehend in der Hand der Gewerk-
schaften. Die damalige Premier-
ministerin Margaret Thatcher
entmachtete sie schließlich. In
Frankreich wiederum kam es vor,
dass Geschäftsführer festgehalten
wurden, um Forderungen durch-
zusetzen. Von derartigen Situa-
tionen ist man in Deutschland
weit entfernt. „Die gemäßigten
Gewerkschaften haben nach wie
vor auch die Situation der Arbeit-
geber im Blick“, sagt Litschen. Er
findet, dass das Verständnis zwi-
schen Arbeitnehmer und Arbeit-
geber bei uns grundsätzlich fürei-
nander vorhanden ist.

Von der Oelsnitz sieht das ähn-
lich. „Es ist Grundlage unseres
Wohlstandes, dass wir sozialen
Frieden und vergleichsweise we-
nig Streiktage haben“, sagt der
Professor an der TU Braun-
schweig. Das sollte man durch im-
mer kleinteiligere Spartengewerk-

schaften nicht gefährden.

Wie groß sind die wirtschaftlichen

Auswirkungen durch Streiks von

Spartengewerkschaften?

Für ein Unternehmen können sie
erheblich sein. So hat allein der
dreitägige Pilotenstreik im Früh-
jahr die Lufthansa nach eigenen
Angaben 60 Millionen Euro ge-
kostet. Den gesamtwirtschaftli-
chen Schaden hält Litschen aber
für überschaubar, da sich
Deutschland in einer sehr guten
wirtschaftlichen Lage befinde.
Daher sei das Streikpotenzial
nicht besonders stark ausgeprägt.

Die GDL will auch für das übrige Zug-

personal verhandeln. Darf sie das so

einfach?

Litschen hält das für „absolut le-
gitim“. Dabei bezieht er sich auf
Artikel 9 Absatz 3 des Grundge-
setzes, das die Koalitionsfreiheit
ermöglicht. Eine Gewerkschaft
dürfe demnach ihren Aufgabenbe-
reich selbst bestimmen, erklärt
der Ostfalia-Professor. Seiner
Meinung nach geht es der GDL
weniger um den Machtzuwachs.
Schließlich könnte die Gewerk-
schaft schon heute bei der Bahn
den Betrieb praktisch lahmlegen.
Vielmehr wolle sie die unzufriede-
nen Beschäftigten ins Boot holen,
deren Drohpotenzial im Streikfall
geringer sei. Dies ist etwa beim
Personal der Bordrestaurants der

Fall. Wenn es streikt, tut das der
Bahn weniger weh, weil der Zug
trotzdem fahren kann.

Am Ende könnte die Bahn zwei Tarif-

verträge für eine Berufsgruppe ha-

ben. Warum wehrt sie sich?

Litschen sieht organisatorische
Probleme auf die Bahn zukom-
men: Wie wolle sie etwa ein funk-
tionierendes Schichtsystem orga-
nisieren, wenn es unterschiedliche
Tarifverträge zur Arbeitszeit ge-
be? „Die Bahn kann nicht wissen,
welcher Mitarbeiter in welcher
Gewerkschaft ist“, sagt der Ar-
beitsrechtler. Sie müsse also alle
Mitarbeiter blind nach einem Ta-
rifvertrag behandeln, bis sich Be-
schäftigte dagegen wehrten. „Das
kann zu einem Riss durch die Be-
legschaft führen“, warnt Litschen
vor zwei Tarifverträgen.

Welche Risiken bestehen noch, wenn

zwei Gewerkschaften um eine Be-

rufsgruppe buhlen?

„Es besteht schon heute die Ge-
fahr eines Überbietungswettbe-
werbs“, sagt Litschen. Dies sei
nicht nur bei der GDL der Fall.
„Die Bahn hat Angst vor einer
Spirale der Zugeständnisse bezie-
hungsweise einem Sich-Überbie-
ten in den Forderungen konkurrie-
render Gewerkschaften“, meint
von der Oelsnitz.

Die Bundesregierung will nun ein Ge-

setz über die Tarifeinheit vorlegen.

Worum geht es hier genau?

Die Bundesregierung plant Fol-
gendes: Wenn sich Tarifverträge
in einem Unternehmen über-
schneiden, soll künftig der Vertrag
zur Anwendung kommen, dessen
Gewerkschaft im Betrieb mehr
Mitglieder hat. In diesem Falle
müsste sich die GDL um die Lok-
führer keine Sorgen machen, da
sie diese mehrheitlich vertritt. Al-
lerdings würde ihr Tarifergebnis
wohl nicht für das übrige Zugper-
sonal gelten, da es mehrheitlich
von der Konkurrenzgewerkschaft
EVG vertreten wird. Wohlgemerkt
gibt es hier auch Streit um die
Zählweise.

Kann die Regierung ohne Weiteres

ein Gesetz zur Tarifeinheit auf den

Weg bringen?

„Es ist richtig, dass die Regierung
nun versucht, das Gesetz zur Ta-
rifeinheit auf den Weg zu brin-
gen“, sagt von der Oelsnitz. Lit-
schen hält das ohne Grundgesetz-
änderung aber kaum für möglich.
Noch deutlicher formuliert es
Professor Justus Haucap. Das Ge-
setz zur Tarifeinheit sei der fal-
sche Weg, sagt der Direktor des
Düsseldorfer Instituts für Wett-
bewerbsökonomie. „Es wäre ein
Wunder, wenn das Gesetz zur Ta-
rifeinheit nicht vor dem Bundes-
verfassungsgericht landen wür-
de.“ Haucap geht davon aus, dass

die Regelung mit Artikel 9 im
Grundgesetz kollidieren würde.
Auch Litschen sieht keine Patent-
lösung, die der Bund kurzfristig
vorlegen könnte. Er hält es aber
für realistischer, das komplette
Arbeitskampfrecht zu kanalisie-
ren. Der Gesetzgeber könnte zum
Beispiel Außenseiterstreiks ver-
bieten, sagt Litschen. Hier werde
beispielsweise ein Zulieferer best-
reikt, so dass das Hauptwerk nicht
mehr produzieren kann.

Was sollte die Regierung also ma-

chen, um die Macht von kleinen Ge-

werkschaften zu begrenzen?

„Die Regierung sollte beim
Streikrecht ansetzen“, meint
Haucap. „Für Spartengewerk-
schaften, die eine Art Monopol-
macht haben, sollten strengere
Voraussetzungen für einen Streik
gelten.“ Seiner Meinung nach
sollte die Koalition das Recht auf
Warnstreiks restriktiver gestal-
ten. Zunächst solle es verpflich-
tend ein Schlichtungsverfahren
geben. „Zum Teil werden heute
schon Warnstreiks vor Verhand-
lungen geführt. Das ist nicht ver-
hältnismäßig“, sagt Haucap.

„Der Gesetzgeber muss einen
Masterplan vorlegen, der deutlich
über ein Gesetz zur Tarifeinheit
hinausgeht“, fordert dagegen Lit-
schen. Er müsse davor schützen,
dass ein Unternehmen durch kon-
kurrierende Gewerkschaften
mehrfach bestreikt werden könne.
Er sollte verbindliche Koordinie-
rungstarifverträge vorschreiben.
Ein weiteres Element wären
Zwangsschlichtungen. Vor einem
Streik müssten die Verhandlungs-
partner zum Schlichter gehen, um
hier alle Möglichkeiten für einen
Konsens auszuloten.

Welche Rolle könnten Minigewerk-

schaften in Zukunft einnehmen,

wenn der Gesetzgeber nichts unter-

nehmen kann?

Litschen sieht zwei Szenarien.
„Die Spartengewerkschaften lau-
fen sich bald tot, weil die Unter-
stützung in der Bevölkerung weg-
bricht“, nennt er eine Möglich-
keit. Sollte sich allerdings ein
gewisser Egoismus bei einzelnen
Berufsgruppen durchsetzen, kön-
ne das Modell der Spartengewerk-
schaften Schule machen. „Ich
rechne aber nicht mit einem Aus-
ufern der Spartengewerkschaf-
ten“, sagt der Ostfalia-Professor.

Ökonomen fordern von der Regierung Vorgaben, um die Macht kleiner Gewerkschaften einzudämmen – aber kein Gesetz zur Tarifeinheit.

Bahnstreiks – Enge Grenzen für Minigewerkschaften

Die Streiks der GDL

Die GDL-Chefs

Juli 2002
Lösung der GDL aus der 
Tarifgemeinschaft der 
Deutschen Bahn.

3. und 10. Juli 2007
Flächendeckende Warnstreiks  
des in der GDL organisierten 
Fahrpersonals. Manfred Schell 

9. Mai 1989 bis  
6. Mai 2008

Claus Weselsky  
seit 6. Mai 2008

Quelle: wikipedia, dpa, Fotos: dpa, Grafik: Erwin Klein

Oktober 2007
Mehrstündige Streiks am 

12., 18., 25. und 26. Oktober.
November 2007
Streiks im Güterverkehr 
und im Personenverkehr 
vom 8. bis 17. November. 

13. Januar 2008
Einigung auf die Eck- 

punkte eines eigen- 
ständigen Tarifvertrags.

10. September 2010
-

chen Nahverkehrsmitteln in  
München, Augsburg und Nürnberg.

2011
Die GDL strebt einen Bundes-Rahmen- 

Lokomotivführertarifvertrag (BuRa-LfTV) 
an, welcher den Lohnunterschied zwischen 

Deutscher Bahn und den Privatbahnen 
egalisieren soll.

August 2011
Aufgabe der monatelangen Arbeits- 

niederlegungen wegen sinkender Streik-
bereitschaft der GDL-Mitglieder.

April 2008
Urabstimmung, Annahme 
des Tarifvertrags.

Dezember 2010
Die GDL akzeptiert nach achtwö-
chigem Arbeitskampf den von Verdi 
bereits Monate zuvor ausgehandel-
ten Tarifabschluss.

10. März 2011
Bundesweite Streiks im Personen-  
und Güterverkehr.

Mai 2006
Forderung nach einem 

eigenständigen Fahr- 
personaltarifvertrag.
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Die Antwort recherchierte

Daniel Freudenreich

Die einen wollen 8 Pro-
zent mehr, die anderen
bieten 2 Prozent mehr,
und am Ende trifft man
sich bei 5 Prozent mehr.
Diese polemischen
Schaukämpfe sind so
überflüssig wie ermü-
dend beziehungsweise
störend für die dadurch
belasteten Unbeteilig-
ten. Verständnis
braucht da keiner mehr
zu erwarten.

Unser Leser

Olli Arcano

sagt auf unserer Facebook-Seite:

Justus Haucap, Direktor des Düsseldor-
fer Instituts für Wettbewerbsökonomie.

„Für Spartengewerk-
schaften, die eine Art
Monopolmacht haben,
sollten strengere
Voraussetzungen für
einen Streik gelten. “

„Durch Spartengewerk-
schaften wird für viele
Unternehmen die
Friedensperiode immer
kürzer, in denen sie
ohne die Gefahr von
Streiks arbeiten
können.“

Dietrich von der Oelsnitz, Professor an
der TU Braunschweig.
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